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Weltkirchenrat:
Warnung vor unbewohnbarem
Planeten Erde

Der Kampf gegen den Klimawandel
stand erneut im Zentrum des Weltkir-
chenrates. "Wenn wir unser Verhalten
nicht ändern, wird unser Planet in fünf-
zig Jahren unbewohnbar sein", sagte
der geschäftsführende Generalsekretär
Ioan Sauca in seinem Bericht vor der
Vollversammlung in Karlsruhe.

Ein theologisches Thema

Der Kampf gegen den Klimawandel sei
"ein theologisches Thema", betonte
Sauca. "Gottes Plan in Christus" umfas-
se auch "die Versöhnung mit und die
Heilung der gesamten Schöpfung." Für
den Weltkirchenrat sei der Einsatz für
die Schöpfung "ein grundlegender
Bestandteil unserer Identität". So sei
der OeRK die einzige religiöse Orga-
nisation, die sich seit dem Umweltgip-
fel von Rio de Janeiro 1992 an allen
Klimakonferenzen der Vereinten Natio-
nen beteiligt habe, hob Sauca weiter
hervor.

"Größte Bedrohung für unseren
Planeten"

Nicht Corona, sondern der
Klimawandel sei "immer noch die größ-
te Bedrohung für unseren Planeten",
betonte der Oekumenische Patriarch
von Konstantinopel, Bartholomäus I.,
in einer Videobotschaft. Er rief vor
allem vermögende Länder für die
Ebene der Individuen zu einem nach-
haltigen, maßvollen und bescheidenen
Lebensstil auf.
Werde der Anstieg der globalen
Temperatur nicht beschränkt, dann
werde die Zahl der Toten infolge des
Klimawandels alle durch Infektions-
krankheiten hervorgerufenen Sterbefälle
in den Schatten stellen, mahnte der
"grüne Patriarch". Bartholomäus tritt
seit Jahrzehnten für mehr Klimaschutz
und mehr soziale Gerechtigkeit ein.
Der OeRK fordert einen schnellen
weltweiten Wechsel von fossilen Brenn-
stoffen hin zu grünen Energieträgern.
Dieser Übergang müsse gerecht und so
schnell wie möglich vollzogen werden.
Die Kirchen sollten bei ihren Finanz-
anlagen und bei ihren Gebäuden voran-
gehen.
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Die Vollversammlung des Weltkirchenrates (OeRK) vom 31. 08. bis 8. 09. 2022
in Karlsruhe stand unter dem Motto "Die Liebe Christi bewegt, versöhnt und
eint die Welt". 660 Delegierte, mehr als 2.000 weitere Teilnehmende kaman aus
allen Weltregionen, einschließlich 20 ‘delegierten Beobachtern’ der Römisch-
katholischen Kirche, sowie viele Tagesgäste. Die nächste Vollversammlung soll
2030 stattfinden - parallel zum Zieldatum der UNO-Agenda 2030.
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Kirchen und Religionen:
Krieg ist keine Option

Der OeRK fordert von der Staatenge-
meinschaft erneut, Konflikte in Zukunft
ausschließlich gewaltfrei zu lösen. Das
findet auch Zustimmung über die
christlichen Kirchen hinaus. "Krieg ist
keine Option", sagte Azza Karam,
Generalsekretärin von ‘Religions for
Peace’, am 2. 9. auf dem Hauptpodium
der OeRK-Vollversammlung .
Die Religionen müssten sich gemein-
schaftlich mehr für den Frieden und
eine gerechtere Welt einsetzen, fügte
die Muslima und Professorin für
Religion und Entwicklung hinzu.
Dabei dürften sich Religionen nicht
von der Politik vereinnahmen lassen.
‘Religions for Peace’ ist nach eigenen
Angaben die weltweit größte multireli-
giöse Nichtregierungsorganisation.

"Räuber zur Rechenschaft ziehen"

Zum Ukraine-Konflikt erklärte die
‚Brot für die Welt'-Präsidentin, Dagmar
Pruin, zunächst müsse man den durch
den Krieg verfolgten und Not leiden-
den Menschen helfen. Danach aber
müsse man "auch die Räuber zur
Rechenschaft ziehen".

Russisch-orthodoxe Kirche: 
Im Konflikt wegen Krieg 
An der Vollversammlung des OeRK
nahm auch eine Delegation der rus-
sisch-orthodoxen Kirche teil. Dabei
kam es in Karlsruhe zu Begegnungen
zwischen den Vertretern der russisch-
orthodoxen Kirche als Mitgliedskirche
und einer Beobachter-Delegation der

relativ liberal, hatte Russlands Militär-
kampagne gegen die Ukraine nicht
unterstützt. Schon als er als junger
Priestermönch in Litauen 1991 im dor-
tigen Heilig-Geist-Kloster lebte, stellte
er sich den einrollenden sowjetischen
Panzern entgegen und verhinderte auf
diese Weise ein Blutbad. Litauen verlieh
ihm dafür 1992 eine Medaille für Zivil-
courage und Selbstaufopferung. Als
wenige Wochen vor der russischen
Invasion 2022 in der Ukraine, die am
Horizont erkennbar wurde, erklärte
Hilarion öffentlich, dass Krieg kein
Mittel zur Konfliktlösung ist. Seine
Weigerung, die militärische Invasion zu
unterstützen, und sein Scheitern beim
Versuch, die Ukrainische Orthodoxe
Kirche (UOK) beim Moskauer Patri-
archat zu halten, schwächten seine
Position. Vermutlich auf Druck des
Kremls wurde er am 7. Juni von Kirill
abberufen und mit der Verwaltung der
Diözese Budapest mit elf aktiven
Priestern und vier Diakonen beauftragt.

Forderung nach Aussetzung der
Mitgliedschaft der Russisch-orthodo-
xen Kirche im OeRK

Verschiedentlich, auch innerhalb der
EKD, war vom OeRK die Aussetzung
der Mitgliedschaft der russisch-ortho-
doxen Kirche verlangt worden. U.a.
forderte ein internationales Netzwerk
von Theologen und Wissenschaftler-
innen dazu auf, wie der konservative
‘Nachrichtendienst Östliche Kirchen’
am 2. August meldete.

Konservatives Netzwerk: Kirche nicht
mit Hierarchie gleichsetzen

Bemerkenswert dabei ist die Feststel-
lung dieses Netzwerkes, dass der OeRK
nicht vergessen solle, dass bei der För-
derung der zwischenkirchlichen Bezie-
hungen "die Kirche nicht einfach mit
der Hierarchie gleichgesetzt werden
kann, erst recht nicht mit ihren Vertre-
tern, die sich durch aktive Unterstüt-
zung oder durch Schweigen an der
aktuellen Tragödie schuldig gemacht
haben. Ökumenische Beziehungen sind
nicht gleichbedeutend mit diplomati-
schen Beziehungen zur Hierarchie einer
bestimmten Kirche, sondern müssen
den Glauben, die Erfahrung und das
Leiden des gesamten Volkes Gottes
berücksichtigen."
Der OeRK hat seinerseits außer bei
Nichtbeachtung der in der Verfassung
formulierten theologischen Basis, noch
nie eine Kirche ausgeschlossen. Die nie-
derländisch-reformierte Kirche im südli-
chen Afrika, die die Apartheid unter-
stützte und theologisch rechtfertigte,
hat seinerzeit ihre Mitgliedschaft aus
eigenem Antrieb beendet. 

autokephalen ukrainisch-orthodoxen
Kirche, die einen Mitgliedschaftsantrag
stellte. Bei der Abstimmung über die
Entschließung zum Krieg gegen die
Ukraine legten die russisch-orthodoxen
kein Veto ein, sondern enthielten sich
der Stimme. Ihre Delegation wurde
angeführt von dem neu berufenen
Metropoliten Antonij (Sevrjuk), der als
junger Technokrat beschrieben wird. 

Standpunkt der Ukraine

Auf einem Podium verurteilte
Erzbischof Yevstratiy von Tschernihiw
von der eigenständigen Orthodoxen
Kirche der Ukraine den russischen
Angriffskrieg scharf, er sei Teil einer
jahrhundertlangen Unterdrückung des
ukrainischen Volkes. Ziel der brutalen
Aggression Putins sei letztlich die
‘Deukrainisierung der Ukraine’, beton-
te der Erzbischof, der auch mit Kritik
an dem russischen Patriarchen Kyrill
nicht sparte. "Niemand hat das Recht,
einen Angriffskrieg zu segnen oder
Kriegsver-brechen und einen Genozid
zu rechtfertigen". Ähnlich formulierte
Bundes-präsident Walter Steinmeier in
seiner Grußbotschaft vor der
Vollversamm-lung, in der er den "glau-
bensfeindlichen und blasphemischen
Irrweg" der "Führer der Russisch-
Orthodoxen Kirche" anprangerte.

Strafversetzung eines konservativen
Kriegsgegners

Der bisherige Leiter des Außenamtes
der Russisch-orthodoxen Kirche in
Moskau, Metropolit Hilarion Alfeyev,
der in der internationalen Oekumene
als erzkonservativ galt, innerhalb der
Russisch-orthodoxen Kirche jedoch als
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Mit lautstarkem Protest, Trommeln nd Gesang demonstrierten mehr als 100 junge
Leute aus aller Welt in Karlsruhe für Klimagerechtigkeit. Am Rande der OeRK-
Vollversammlung forderten sie gemeinsam mit Mitgliedern von "Fridays for Future"
von Politik und Kirchen sofortiges Handeln gegen die Klimakrise.
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Der OeRK bietet als einzige
Organisation eine Austauschplattform,
an der sowohl die ukrainische autoke-
phale Kirche als auch die russisch-
orthodoxe Kirche teilnehmen.
Als ein übergreifendes Problem wurde
während der Versammlung verbreiter-
ter christlicher Nationalismus benannt.

Unumkehrbare Klimakipppunkte:
Bei Überschreiten der Erd-
erwärmung um mehr als 1,5°C

Wenn die globale Temperatur mehr als
1,5°C über das vorindustrielle Niveau
steigt, könnten mehrere Klima-
Kipppunkte ausgelöst werden. Das ist
das Ergebnis einer umfassenden neuen
Untersuchung, die im Fachmagazin
‘Science’ veröffentlicht wurde. Selbst
beim derzeitigen Stand der globalen
Erwärmung besteht bereits die Gefahr,
dass im Erdsystem fünf gefährliche
Klima-Kipppunkte überschritten wer-
den - und die Risiken steigen mit jedem
Zehntelgrad weiterer Erwärmung. Ein
internationales Forscherteam hat die
Belege für die Kipppunkte, ihre Tempe-
raturschwellen, Zeitskalen und Auswir-
kungen, aus einer umfassenden Analyse
von mehr als 200 Studien zusammenge-
fasst.
Die Forschungsergebnisse führen zu
dem Schluss, dass die menschlichen
Emissionen die Erde bereits in die
Gefahrenzone der Kipppunkte gebracht
haben. Fünf von sechzehn Kipppunk-
ten könnten bei den durch die globale
Erwärmung schon heute erreichten
Temperaturen ausgelöst werden: das
grönländische und das westantarktische
Eisschild, ein weit verbreitetes abruptes
Auftauen der Permafrostböden, der
Zusammenbruch der Konvektion in der
Labradorsee, und das massive Abster-
ben der tropischen Korallenriffe. 
Die Wahrscheinlichkeit des Über-
schreitens von Kipppunkten könne nur
durch "ein rasches Senken der
Treibhausgasemissionen verringert wer-
den, und zwar ab sofort".

Forscherforderung:
Künftig ein eigener Bericht für
Szenarien eines katastrophalen
Klimawandels

Die globale Erwärmung könnte für die
Menschheit "katastrophal" werden,
wenn der Temperaturanstieg schlimmer
ausfällt als von vielen vorhergesagt oder
wenn er eine Kaskade von Ereignissen
auslöst, die wir noch gar nicht berück-
sichtigt haben, oder sogar beides.
"Die Welt muss damit beginnen, sich
auf ein mögliches ‘Klima-Endspiel’ vor-

zubereiten", fordert ein internationales
Forscherteam unter der Leitung der
Universität Cambridge, das eine
Forschungsagenda für die Bewältigung
der schlimmsten Szenarien vorschlägt.
Diese reichen von einem Verlust von 10
% der Weltbevölkerung bis hin zum
Aussterben der Menschheit. (vgl.
www.cam.ac.uk/ stories/ climateend-
game)
In einem Papier, das in der Zeitschrift
‘Proceedings of the National Academy
of Sciences’ veröffentlicht wurde, for-
dern die Forscher den Zwischenstaatl-
ichen Ausschuss für Klimawandel
(Intergovernmental Panel on Climate
Change, IPCC) auf, dem katastropha-
len Klimawandel einen eigenen Bericht
zu widmen, um die Forschung voran-
zutreiben und die Öffentlichkeit zu
informieren. 
"Es gibt viele Gründe für die
Annahme, dass der Klimawandel kata-
strophale Ausmaße annehmen könnte,
selbst bei einer moderaten Erwär-
mung", sagte der Hauptautor Dr. Luke
Kemp vom ‘Cambridge Centre for the
Study of Existential Risk’.
"Der Klimawandel hat bei jedem
Massenaussterben eine Rolle gespielt.
Er hat zum Untergang von Imperien
beigetragen und die Geschichte
geprägt. Selbst die moderne Welt
scheint an eine bestimmte Klima-
Nische angepasst zu sein”. 

Neue Club of Rome Studie: 
Reiche sollen für die Rettung
des Planeten bezahlen

Die Klimakrise lässt sich lösen, wenn
die soziale Ungleichheit überwunden
wird. Zur Rettung des Planeten sind
laut einem von der Denkfabrik Club of
Rome initiierten Bericht zufolge drasti-
sche Schritte auf Kosten der Reichen
nötig. Wie aus der neuen Studie "Earth
for All: Ein Survivalguide für unseren
Planeten" laut epd hervorgeht, werden
ohne außergewöhnliche Maßnahmen
zur Umver-teilung des Reichtums in
den nächsten 50 Jahren Gesellschaften
derart dysfunktional, dass sie kaum in
der Lage sind, existenzielle Bedrohun-
gen wie den Klimawandel anzugehen.
Die Klimakrise und die soziale Krise
hängen untrenntbar miteinander
zusammen. Eine explosive Kombina-
tion ergebe sich aus extremer politi-
scher Destabilisierung und Stagnation.
Jorgen Randers, einer der sechs
Autoren der Studie, sagte: "Wir werden
die Welt nicht retten, wenn nicht die
reichsten zehn Prozent die Rechnung
bezahlen."
Mit "außerordentlichen Kehrtwenden"
in den fünf Bereichen Armut,

Ungleichheit, Ernährung, Energie und
der Ermächtigung von Frauen könnte
dem Bericht zufolge die Erderwärmung
unterhalb der Zwei-Grad-Marke stabili-
siert und die Armut beendet werden.
Unter anderem sollten Lebensmittel
stärker lokal produziert und Verschwen
dung minimiert werden. Erneuerbare
Energien müssten Kohle, Öl und
Erdgas ablösen, der Treibhausgasaus-
stoß etwa alle zehn Jahre halbiert wer-
den. Reiche Länder sollten den armen
Staaten alle Schulden erlassen. Ferner
müssten die vermögendsten Menschen
in allen Ländern stärker besteuert wer-
den.
Aufgezeigt werden im Bericht zwei
Szenarien:

Erstes Szenario mit einem unverzügli-
chen Wandel der Wirtschaftssysteme

Das erste enthält einen tiefgreifenden
und unverzüglichen Wandel der Wirt-
schafts-, Energie- und Nahrungsmit-
telsysteme, was als "Riesensprung"
bezeichnet wird. Hierbei sollen die
Staaten den Beschluss fassen, dass
Weltbank, Internationaler Währungs-
fonds und Welthandelsorganisation so
umgestaltet werden, dass sie ökologi-
sche Wende sowie Investitionen in
Klima, Nachhaltigkeit und Wohler-
gehen unterstützen. Länder investieren
in diesem Szenario in allgemeine
Grundeinkommen, Bildung und
Gesundheit. Das Prinzip setzt durch,
dass den reichsten zehn Prozent nicht
mehr als 40 Prozent des jeweiligen
Nationaleinkommens zusteht. Steuern
auf Vermögen, Erbschaften, Immo-
bilien und hohe Einkommen werden
eingeführt und Steueroasen geschlos-
sen. Industrien leisten eine Zahlung für
die Nutzung gemeinsamer Ressourcen.

Zweites Szenario: "zu wenig, zu spät”

Das zweite Szenario, bei dem "zu
wenig, zu spät" passiert, handelt von
einer Entwicklung, die weltweit jener
im Zeitraum zwischen 1980 und 2020
ähnelt. Hier wächst die Ungleichheit,
die in vielen Regionen zum Aufstieg
von Populismus und Autoritarismus
führt. Der wirtschaftliche Abstand zwi-
schen einkommensstarken und einkom-
mensschwachen Regionen vergrößert
sich. Extreme Armut nimmt zu.
Wohlstand gibt es noch privat, während
Staaten einer strikten Sparpolitik fol-
gen. Klimamigration nimmt zu,
Pandemien häufen sich. 2050 über-
schreitet die Erderwärmung die Zwei-
Grad-Grenze.
Zukunftsforscher Randers, damals wie
heute Ko-Autor des Club-of-Rome-
Berichts, geht von einem "zu wenig, zu
spät"-Szenario aus. Die kommenden
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Generationen müssten vermutlich in
einer Welt leben, die viel weniger
attraktiv sei als die, die bei Gegenmaß-
nahmen erreicht würde. Er werde aber
weiter daran arbeiten, die Reichen der
Welt zu überzeugen, jährlich zwei bis
vier Prozent des globalen Bruttoin-
landsprodukts zu bezahlen. Denn mit
diesem Geld könnten alle Probleme
gelöst werden.

Schlaglichter

Neuer Generalsekretär und neuer
Moderator beim Weltkirchenrat

Der neue Generalsekretär des
Weltkirchenrates, Dr. Jerry Pillay aus
Pretoria/Südafrika wird 2023 sein Amt
von der der Interimsleitung durch den
rumänischen Priester Dr. Ioan Sauca,
übernehmen.

Der neue Zentralausschuss, das 150-köp-
fige Parlament des OeRK, wählte als sei-
nen Moderator den bayrischen
Landesbischof Bedford-Strohm als
Nachfolger von Agnes Abuom.

Neues Antirassismusprogramm

In der Folge der "Black Lives Matter"-
Bewegung und den Erfahrungen vom
Pilgerweg der Gerechtigkeit und des
Friedens wurde 2021 im OeRK ein
neues Programm zur Überwindung
von Rassismus initiiert.

1700 Jahr-Feier Nizänisches Glau-
bensbekenntnis

2025 will die Oekumene den 1700.
Jahrestag des ersten ökumenischen
Konzils von Nizäa 325 n. Chr. feiern.
Auf das Nizänische Glaubensbekennt-
nis wird sich die Sechste Weltkonferenz
für Glauben und Kirchenverfassung
konzentrieren.

den steigenden Energiepreisen zu ver-
einbaren. So habe sich die staatliche
Förderung fossiler Energieträger 2021
fast verdoppelt, nachdem die weltweite
Konjunkturerholung die Energiepreise
steigen ließ: Bezogen auf 51 Länder in
aller Welt belief sie sich auf insgesamt
697,2 Milliarden US-Dollar, gegenüber
362,4 Milliarden im Jahr 2020. 

Nah - Ost Erklärung:
Gerechtigkeit und Frieden für
alle 

Der Weltkirchenrat betrachtet die
Region des Nahen Ostens als den "Ort
der historischen Ursprünge unseres
Glaubens, wo Jesus Christus geboren
und gekreuzigt wurde und auferstanden
ist. Die weltweite ökumenische Ge-
meinschaft hat sich stets um aktive
Solidarität mit den Christen des Nahen
Ostens bemüht". "Wir bekräftigen, dass
die besten Mittel zur Abwendung die-
ser Bedrohung gleiche Rechte, umfas-
sende Bürgerrechte, Gerechtigkeit und
Würde für alle ohne religiöse oder ras-
sische Diskriminierung sind."
In der Stellungnahme aus Karlsruhe
heißt es weiter: "Der OeRK verurteilt
kategorisch jede tödliche und zerstöre-
rische Gewalt, ob sie nun von israeli-
schen Streitkräften oder von bewaffne-
ten palästinensischen Gruppen ausgeht.
Die Situation in Israel/Palästina kann
nicht mit Gewalt gelöst werden, son-
dern nur mit friedlichen Mitteln in
Übereinstimmung mit dem Völker-
recht."
Unterstrichen wird der "rechtmäßige
Platz des Staates Israel in der
Gemeinschaft der Nationen und erken-
nen seine legitimen Sicherheitsbedürf-
nisse an." Die Vollversammlung fährt
fort: "Gleichzeitig bekräftigen wir das
Recht der Palästinenser auf Selbstbe-
stimmung und stellen fest, dass die
israelische Besetzung der palästinensi-
schen Gebiete seit 1967 sowie der
Siedlungsbau und die Expansion in den
besetzten Gebieten völkerrechtswidrig
sind und beendet werden müssen."

Kompromiss zum Apartheidsbegriff

Die OeRK-Erklärung formuliert: "In
jüngster Zeit haben zahlreiche interna-
tionale, israelische und palästinensische
Menschenrechtsorganisationen und
juristische Gremien Studien und
Berichte veröffentlicht, in denen die
Politik und das Vorgehen Israels als
‘Apartheid’ im Sinne des Völkerrechts
bezeichnet werden. Innerhalb dieser
Vollversammlung unterstützen einige
Kirchen und Delegierte nachdrücklich
die Verwendung dieses Begriffs, da er
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Keine Planung wurde bekannt, dass
sich im August 2023 der Beginn des
konziliaren Prozesses für Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der Schöpfung
bei der Vollversammlung in Vancouver
1983 zum vierzigsten Mal jährt.

Menschliche Sexualität 

Die Fragen zur menschlichen Sexualität
haben zu einer Studie "Gespräche auf
dem Pilgerweg: Einladung zu einer
gemeinsamen Erkundung des Themas
menschliche Sexualität" geführt. Der
OeRK als solcher hat zu diesem Thema
keine Stellung bezogen. Einigkeit
besteht jedoch darin, dass alle die
Würde eines jeden Menschen achten
müssen, dass  die Menschenrechte aller
verteidigt und bekräftigt werden müs-
sen, dass jegliche Form von Gewalt
oder verbaler oder physischer Aggres-
sion zu verurteilen ist. Alle Menschen
sind nach dem Bilde Gottes geschaffen.

Zunehmende Mitgliedschaftsanträge
von evangelikalen und pfingstleri-
schen 

Die meisten der in den vergangenen
drei Jahren eingereichten Anträge auf
Mitgliedschaft im OeRK kamen laut
Interimsgeneralsekretär Sauca von evan-
gelikalen oder pfingstlerischen Kirchen. 

Spärliche Medienresonanz 

Zur Klage über geringe Medienre-
sonanz der Vollversammlung in Europa
bemerkte Kommunikationsdirektorin
Marianne Ejdersten, in Karlsruhe sei die
gleiche Anzahl von Medienvertretern
angemeldet, wie bei der 2013 in Busan.
Zum Vergleich: 1968 in Uppsala waren
es noch 700. Der Sonntagsgottesdienst
am 04.09.2022 mit OeRK-Teilneh-
menden aus der Karlsruher Friedens-
kirche erreichte über Fernsehen über
eine Million Menschen. 

Fossile Energieträger:
Förderung 2021 fast verdoppelt
Die staatliche Förderung der Gewin-
nung und des Verbrauchs von Kohle,
Öl und Erdgas ist drastisch gestiegen,
teilten am 29. August 2022 die
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD)
und die Internationalen Energieagentur
(IEA) mit (www.oecd.org/fossil-
fuels/). Vielen großen Volkswirtschaf-
ten falle es schwer, ihre langjährigen
Zusagen zum Abbau ineffizienter
Subventionen für fossile Energieträger
mit ihren Anstrengungen zur
Entlastung der privaten Haushalte von
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die Realität der Menschen in
Palästina/Israel und die völkerrechtli-
che Lage zutreffend beschreibt, wäh-
rend andere ihn für unangemessen,
wenig hilfreich und schmerzhaft halten.
Wir sind in dieser Frage nicht einer
Meinung."

Planung:
Pilgerweg der Gerechtigkeit,
der Versöhnung und der Einheit

Der Ausschuss für Programmrichtlinien
des OeRK schlug in einem am 7.
September veröffentlichten Bericht vor,
die Mitgliedskirchen und ökumeni-
schen Partner einzuladen, sich für die
Zusammenarbeit als Gemeinschaft zu
verpflichten, die auf "Ein[em] Pilger-
weg der Gerechtigkeit, der Versöhnung
und der Einheit" unterwegs ist, als
Möglichkeit, den auf der 10. OeRK-
Vollversammlung in Busan gestarteten
"Pilgerweg der Gerechtigkeit und des
Friedens" weiterzuverfolgen. 
Der Programmausschuss erörterte
auch, welche Bedeutung der Verbin-
dung mit den Regionen zukommt.
Dabei wurde auch erwogen, in jeder
der acht OeRK-Regionen regionale
Verbindungsstellen einzurichten.
"Der Schritt, Mitarbeitende zu
bestimmen, die die regionalen Verbin-
dungen darstellen, unterscheidet sich
vom Modell der Regionalbüros, das in
der Vergangenheit von der Gemein-
schaft angewendet wurde", so der
Bericht. "Regionale Verbindungsstellen
würden zu vermehrter Zusammenarbeit
mit den Mitgliedskirchen führen, wenn
für jede Region eine Kontaktstelle für
die Mitarbeitenden eingerichtet wird."
Der Ausschuss bekräftigte auch, dass
Jugendliche stärker vertreten sein müs-
sen. 

Botschaft der 11. OeRK-
Vollversammlung: 
Sehnsucht nach Versöhnung
und Einheit

In der abschließenden Botschaft der
Karlsruher Vollversammlung des
Weltrates der Kirchen heißt es: 
"Wir werden die Kraft finden, aus einer
Einheit heraus zu handeln, die in der
Liebe Christi verankert ist, denn sie rüs-
tet uns zu, zu lernen, was zum Frieden
dient, Spaltung in Versöhnung zu ver-
wandeln und uns für die Heilung des
gesamten lebendigen Planeten einzuset-
zen". 
"In dem Maße, in dem der
Klimanotstand Fahrt aufnimmt, nimmt
auch das Leiden von mittellosen und

marginalisierten Menschen zu", schrei-
ben die Delegierten weiter.
Dennoch trügen christliche Gläubige
und die Strukturen, die sie aufgebaut
hätten, eine Mitschuld an dem Miss-
brauch anderer, und müssten Buße tun
und sich dieser Bewegung der Versöh-
nung anschließen, so die Abgesandten
der Kirchen.
Sie bekräftigten, dass sie sich nach
einer umfassenderen Bewegung, nach
Versöhnung und Einheit für alle
Menschen, ja, den ganzen Kosmos
sehnten. 
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ge Entwicklung (SDGs) zu berichten."
"Für Journalisten und Medienschaf-
fende sollen dazu besondere Fortbil-
dungen angeboten werden. Der Ar-
beitsauftrag soll mit einem angemesse-
nen Zeitdeputat für die Hauptamtli-
chen ausgestattet werden." "Solange es
Börsennachrichten gibt, müssen die
ökologischen Fußabdrücke der betref-
fenden Firmen und ihre Ressourcen-
verbräuche samt den zugehörigen pla-
netaren Grenzen mitberichtet werden.
Der nötige Transformationsprozess zu
einer überlebensfähigen globalen
Gesellschaft verlangt einen einschnei-
denden Bewusstseinswandel. Dem
muss die Nachrichtengebung in den
Medien Rechnung tragen. Für die
Reduktion der komplexen Zusammen-
hänge der Nachhaltigen Entwicklungs-
ziele zugunsten eines breitestmöglichen
Lernprozesses bietet sich am besten der
Dreiklang von Gerechtigkeit, Frieden
und Schöpfungsbewahrung an.
Die EntscheidungsträgerInnen in
Wirtschaft und Politik sind auf eine
gewandelte öffentliche Informations-
gebung angewiesen. 
Kirchen haben einen besonderen
Hintergrund durch ihren weltumspan-
nenden und langfristigen Denkhori-
zont. Sie bilden durch ihre Basisver-
ankerung zudem einen Resonanzboden
für die Stimmen von Marginalisierten,
die sonst nicht gehört werden.
Kirchliche Medienagenturen verfügen
bereits jetzt über spezialisierte Fach-
leute in den Bereichen Gerechtigkeit,
Frieden und Umwelt".
Kirchliche Akademien haben noch das
Ansehen und die Attraktivität, geeigne-
te Fortbildungen für Medienschaffende
mit bekannten Wissenschaftlern anzu-
bieten.

"Grüne Revolution" in Afrika:
Kirchenverantwortliche solida-
risch mit Kleinbauern

Steigende Düngemittelpreise und unsi-
chere Versorgungslage bringen die
"Grüne Revolution" der ‘Alliance for a
Green Revolution in Africa’ (AGRA) in
Afrika in eine selbstverschuldete
Nahrungsmittelkrise. Anorganische
Düngemittel, der vermeintliche Kataly-
sator für Afrikas Produktivitätsrevoluti-
on, haben sich als Flop erwiesen und
sind nun zu teuer, als dass Regierungen
sie subventionieren oder Landwirte sie
kaufen könnten. 
Führende Vertreter von Glaubens-
gemeinschaften in Südafrika und den
USA, das ‘Southern African Faith
Communities' Environment Institute’
(SAFCEI) und die US-amerikanische
Organisation ‘GreenFaith’, haben sich

Aufgabe für Medien:
Klimakrise in den Vordergund

Der Meteorologe und ZDF-Wetter-
Moderator Özden Terli fordert die
Medien auf, "die Folgen des Klima-
wandels klar zu benennen, auch wenn
es schmerzhaft ist". Es handele sich um
eine existenzielle Bedrohung, die das
gesamte gesellschaftliche Gefüge in
Gefahr bringe, sagte Terli dem Evange-
lischen Pressedienst (epd) in Mainz.
"Ich glaube nicht, dass die Menschen
das schon verstanden haben. Oder sie
verdrängen es." Man müsse die Folgen
"häufiger und drastischer darstellen und
gleichzeitig die Lösungen aufzeigen".
Terli sprach sich außerdem für eine bes-
sere Ausbildung von Journalistinnen
und Journalisten in den Naturwissen-
schaften aus.
Bereits im Herbst 2020 hatte das
Oekumenische Netz in Deutschland in
seinem Petitum an den OeRK vorge-
schlagen: "Kirchliche Presseagenturen
(in Deutschland z.B. epd und kna) wer-
den gebeten, alternativ zu den täglichen
Börsennachrichten, hierzulande etwa in
der ARD, hinter denen Anreize zum
Wachstum mit materiellem Ressourcen-
verbrauch für eine Minderheit der
Menschheit stehen, als für die Bewusst-
seinsbildung notwendig täglich über die
Entwicklung bei der Erreichung der
Nachhaltigkeitsziele zu berichten.
Hierbei soll auch der systemisch über-
greifende Hoffnungshorizont der
Christen sichtbar werden."

Fortbildungen für Journalisten nötig

Im Frühjahr 2022 formulierte dann das
OeNiD eine eigene Bitte an Medien-
agenturen "Die heutigen Herausfor-
derungen für Glauben und Überleben
sind angesichts der einsetzenden
Klimakatastrophe in der Geschichte der
Menschheit einmalig. Dem entsprechen
noch nicht das alltägliche Bewusstsein
und die nötige Lernbereitschaft." "Wir
schlagen vor, täglich über die
Erreichung der Ziele für eine nachhalti-



an den US-Kongress gewandt und ihn
aufgefordert, die Finanzierung der
Alliance for a Green Revolution in
Africa (AGRA) einzustellen. Zu
AGRA zählt v.a. die Bill and Melinda
Gates Foundation als deren größter
Geldgeber sowie die US-Regierung.
Seit Jahren sind afrikanische Klein-
bauern nur vermeintlich Nutznießer
von Initiativen wie AGRA, die den
Einsatz von kommerziellem Saatgut
und Düngemitteln fördern, jedoch tat-
sächlich den armen Bauern und der
Umwelt schaden. Die Landwirte ver-
lieren die Kontrolle über ihr Saatgut
und werden abhängig von teuren
Betriebsmitteln. Durch die Förderung
von Monokulturen und subventionier-
tem kommerziellem Saatgut nimmt die
Vielfalt ihrer Anbauprodukte und die
Ernährung ihrer Familien ab. Ihre
Böden werden ausgelaugt. 
Währenddessen sind die Saatgut- und
Düngemittelfirmen die wahren Nutz-
nießer, indem sie öffentliche Subven-
tionen und Unterstützung in private
Gewinne verwandeln, analysiert
Tomothy Wise vom ‘Institute for
Agriculture and Trade Policy’ in
Minneapolis/USA.
Die Zahl der chronisch Hungernden
in den 13 AGRA-Schwerpunktländern
stieg um 31 Prozent, anstatt sich zu
halbieren. Insgesamt leiden heute 50 %
mehr Afrikaner an Hunger als 2006,
als die Bill and Melinda Gates
Foundation und die Rockefeller
Foundation AGRA ins Leben riefen.
Einige Basisorganisationen warten
nicht darauf, dass Geber und Regie-
rungen handeln. Einige Mitglieder der
Allianz produzieren jetzt in "Bioinput-
Zentren" in ganz Afrika organischen
Dünger aus lokalen Rohstoffen.

UNO-Index für menschliche
Entwicklung: 
Lebenserwartung gesunken

Einem neuen UN-Bericht zufolge sind
die Fortschritte in Bezug auf
Lebenserwartung, Bildung und wirt-
schaftlichen Wohlstand seit der
Pandemie ins Wanken geraten. Covid-
19, der Krieg in der Ukraine und die
Auswirkungen des Klimawandels wer-
den dafür verantwortlich gemacht.
In den letzten zwei Jahren sind neun
von zehn Ländern auf dem UN-Index
für menschliche Entwicklung zurück-
gefallen.
Der Index für menschliche Entwick-
lung wurde 1990 in dem Bemühen
eingeführt, das BIP als Maßstab für
das Wohlergehen zu überwinden.
An der Spitze des Index steht heuer
die Schweiz mit einer Lebenserwar-

Dürren und Sturzfluten die Ernten
weltweit. Die Forschenden zeigen die
Zusammenhänge auf – und machen
konkrete Empfehlungen, wie eine
Ernährungswende eingeleitet werden
könnte.
Während weltweit rund 80% der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche für die
Produktion tierischer Lebensmittel
genutzt wird, tragen diese nur zu 18%
der globalen Kalorienversorgung bei, so
die Forschenden. Wenn ein größerer
Teil der Ackerflächen für die Erzeu-
gung von Essen für Menschen statt von
Futter für Tiere genutzt würde, ließe
sich das Angebot von Lebensmitteln
rasch und nachhaltig ausweiten und
Preisanstiege und Hunger vermindern.
Weniger Flächenverbrauch für die
Landwirtschaft könnte zugleich das
Artensterben reduzieren. Zudem ist
klar: Die Erzeugung tierischer Lebens-
mittel führt zu einem erheblichen
Ausstoß von Treibhausgasen und damit
der globalen Erwärmung mit ihren
Wetterextremen. Auch hier würde eine
Wende hin zu mehr pflanzlicher
Ernährung helfen.

Vorgeschlagene Maßnahmen

Die Forschenden schlagen drei
Maßnahmen vor: 
1. Einen Transformationsfonds zur
Umstellung der Verpflegung etwa in
Kantinen und zur Förderung von Land-
wirten und Landwirtinnen beim Aus-
bau der Produktion von Hülsenfrüch-
ten, Obst und Gemüse.
2. Die Einführung wirkungsvoller
Entlastungspakete und Lenkungsab-
gaben für Verbraucherinnen und Ver-
braucher.
3. Eine ‘Zukunftskommission Ernäh-
rung und Landwirtschaft’ sowie die
Kompetenzerweiterung des ‘Wissen-
schaftlichen Beirats für Agrarpolitik,
Ernährung und gesundheitlichen Ver-
braucherschutz’ zum Monitoring des
Transformationsprozesses.

Vatikan: 
Mehr Kardinäle aus dem Süden

Zwanzig neue Kardinäle wurden von
Papst Franziskus ernannt. Sie stammen
u.a. aus Osttimor, Südkorea, Paraguay,
Nigeria oder der Mongolei. Fast 70
Prozent sind dann von Franziskus
bestimmt worden, der einen Fokus auf
den globalen Süden legt. 16 der
Neuernannten sind unter 80 Jahren
und damit papstwahlberechtigt.

tung von 84 Jahren, einer durchschnitt-
lichen Ausbildungsdauer von 16,5
Jahren und einem Durchschnittsgehalt
von 66.000 $ im Jahr.
Am anderen Ende der Skala findet sich
der Südsudan, wo die Lebenserwartung
bei 55 Jahren liegt, die Menschen im
Durchschnitt nur 5,5 Jahre in der
Schule verbringen und 768 $ im Jahr
verdienen. 
Rückschläge in den meisten der 191
im Index erfassten Länder, insbesonde-
re bei der Lebenserwartung, haben das
Entwicklungsniveau auf den Stand von
2016 zurückfallen lassen und damit
einen 30-jährigen Trend umgekehrt.
In den USA zum Beispiel ist die
Lebenserwartung bei der Geburt seit
2019 um mehr als zwei Jahre gesunken.
In anderen Ländern ist der Rückgang
viel stärker.
In den Jahren seit der Einführung des
Index hatten viele Länder mit Krisen zu
kämpfen und sind zurückgerutscht,
aber der globale Trend ging stetig nach
oben. Letztes Jahr war der Index zum
ersten Mal seit Beginn der Berechnun-
gen insgesamt rückläufig, und die dies-
jährigen Ergebnisse haben diesen
Abwärtstrend verfestigt.
Die Auswirkungen waren jedoch
ungleichmäßig. Zwei Drittel der rei-
chen Länder konnten sich im letzten
Jahr erholen, während die meisten
anderen weiter zurückgingen.
Der diesjährige Index basiert auf
Daten aus dem Jahr 2021.

Während Klimakrise und Krieg:
Schritte zur Ernährungssicher-
heit 

Um die Welternährung zu sichern, ist
eine Wende hin zu mehr pflanzlichen
und weniger tierischen Lebensmitteln
nötig. Das erklären Forschende in
einem 'Policy Brief' auf dem
Onlinespeicherdienst für Wissenschaft-
ler, Zenodo, mitteilen. 
Der russische Angriffskrieg auf die
Ukraine hat eine Verknappung mancher
Agrarprodukte sowie von mit Gas her-
gestelltem Mineraldünger ausgelöst.
Die Folge ist ein Preisanstieg bei
Lebensmitteln. Gleichzeitig bedrohen
mit der zunehmenden Klimakrise
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in
Ergänzung zu eigenen Recherchen Agentur mel dungen von
OeRK, LWI, RWF, CEC, RNA, RV, epd und KIPA ausgewertet.

Die Sonderbriefmarke der Bundespost
zur OeRK-Vollversammlung 
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Aus oekumenischen NETZEN

® Oekumenisches Netz in
Deutschland

Soziale Verteidigung in Modellstädt-
en bekanntmachen

Den Mythos der Wirksamkeit von
Gewalt überwinden. Das war das
Anliegen des Oekumenischen Netzes in
Deutschland auf seinem digitalen
Ratschlag am Samstag, 25. Juni 2022.
Der Hauptreferent Ralf Becker von
„Sicherheit neu denken“ (SND) plä-
dierte dafür, Abstand zu nehmen von
der jetzigen Regierungspolitik, die
„Verantwortung“ als militärische Stärke
und Intervention missversteht, und
umzuschwenken zu einer
Sicherheitspolitik, die nicht mehr auf
Gewalt und Krieg beruht, sondern auf
Kooperation und auf dem
Wohlergehen aller Menschen und der
Natur. Nötig ist ein gesellschaftliches
Training für gewaltfreien Widerstand.
Er folgte damit den Ergebnissen des
gemeinsamen Lernweges christlicher
Kirchen zu Gerechtigkeit, Frieden und
Schöpfungsbewahrung. Eine entspre-
chende Resolution wurde von den
Teilnehmenden beschlossen. Das
Oekumenische Netz in Deutschland
trat dem Projekt „Sicherheit neu den-
ken“ bei. Zu dessen zahlreichen
Vorhaben zählt eine geplante Plakat-
aktion für soziale Verteidigung in
Modellstädten  (www.sicherheitneu-
denken.de). Von den 100 Mrd. Euro
Neuverschuldung für die Bundeswehr
soll ein Zehntel für zivile Konfliktprä-
vention eingesetzt werden. 
Dem zeitgleich in Präsenz stattfinden-
den Gottesdienst am Atomwaffen-
stützpunkt Büchel übermittelte der
Oekumenische Ratschlag ein Gruß-
wort: Deutschland muss dem Atom-
waffenverbotsvertrag beitreten. 
Vorgestellt wurde ein neues Ver-
zeichnis von ca. 70 ökumenischen Ini-
tiativgruppen für Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der Schöpfung
(„Blaue Broschüre“). 
Der Oekumenische Ratschlag ist ein
bundesweites Treffen, zu dem ökume-
nisch Engagierte, Basis- und
Initiativgruppen für Gerechtigkeit,
Frieden und Schöpfungsbewahrung
zusammenkommen. 
Kontakt: Oekumenisches Netz in Deutschland, c/o
Geschäftsstelle der Kommunalen Oekumene Berlin/
Treptow-Köpenick, Dr. Klaus Wazlawik, Rudower Str.
23, 12557 Berlin, www.oenid.net

® Kairos Europa

Den Schrei der Erde und der Armen
hören 

Die Delegierten der Vollversammlung
des OeRK wurden in einem von Kairos
Europa in Kooperation mit dem
Bündnis ‚Casa Común 2022‘ initiierten
Aufruf aufgefordert, sich angesichts der
tiefgreifenden Krise unserer Zivilisation
künftig (wieder) intensiver und ent-
schiedener mit den Überlebensfragen
von Menschheit und Schöpfung sowie
ihren strukturellen Ursachen auseinan-
der zu setzen. Der OeRK solle sein
Engagement vor allem auch aus theolo-
gisch- ekklesiologischen Gründen auf
die Überwindung der zerstörerischen
Wirtschafts- und Lebensweise mit dem
Ziel der Entwicklung zukunftsfähiger
Alternativen fokussieren. 
Der Aufruf verortet sich in der
Tradition des OeRK und versteht sich
als Erneuerung der Beschlusslage der
ökumenischen Bewegung bezüglich der
mangelnden Zukunftsfähigkeit des
Weltwirtschaftssystems. 

‚Green Deal‘ verlangt Wirtschafts-
wachstum – Kehrseite ist Klimakrise

Gewarnt wird vor dem Versprechen,
Ökonomie und Ökologie mit einem
„Green New Deal“ zu versöhnen,
durch den erneuerbare Energien zu
einer umweltpolitischen Kehrtwende
und einem Beschäftigungsschub führen
sollen: „Dieses Versprechen ist irrig,
denn auch der grüne Kapitalismus
braucht das Wirtschaftswachstum – und
die Klimakrise ist die Kehrseite des
Wirtschaftswachstums.“ „Nötig ist ein
radikaler Neuansatz, der soziale und
ökologische Nachhaltigkeitsziele mit
dem polit-ökonomischen Funktions-
mechanismus kombiniert.“ 
Eine solch elementare Kehrtwende sei
aber keine Win-Win-Situation. Sie
müsse im Streit mit denen erkämpft
werden, die von der herrschenden
Ordnung profitieren. Der Aufruf endet
mit einem Appell für eine universale
Geschwisterlichkeit als Kern einer
gemeinsamen Utopie von Gerechtig-
keit, Frieden und Bewahrung der
Schöpfung. 
Kontakt: Kairos Europa, c/o Martin Gück,  Tel.:
06221 800255, mobil: 0176 54471059, E-Mail:
gueck@kairoseuropa.de, Web: https://www.casa-
comun-2022.de & https://kairoseuropa.de

® Casa Comun

Kritische Sicht auf globale Probleme

Die Casa Común der Basisökumene
diente als ein Zentrum im Stadtkloster
Karlsruhe vom 1. bis 7. September
2022 parallel zur Vollversammlung des
Weltkirchenrates. In der Casa Común
diskutierten jeweils 40-100 Tagesgäste
über Themenbereiche wie Feminismus,
Migration, Klimagerechtigkeit, Globa-
lisierungskritik und Kirchenreform: Die
Perspektive wurde auf soziale Kämpfe
weltweit gelenkt. Das Spektrum reichte
von den klaren, scharfen und herzlichen
kubanischen, schweizerischen und
deutschen Bibelarbeiten am Morgen bis
zur heiß diskutierten Theaterpremiere
„Die Bürgermeisterin von Lampedusa“
am späten Abend, berichtet Peter
Schönhöffer. In über 60 Veranstaltun-
gen wurde entfaltet, wie eine Basisöku-
mene die sozialen Kämpfe unterstützen
und einen Beitrag zu einer propheti-
schen Praxis leisten kann.
Auf der Eröffnungsveranstaltung
wurde unterstrichen, dass angesichts
der globalen katastrophischen Zustände
ein grundsätzlicher Bruch mit dem
Kapitalismus notwendig sei. Die ca. 70
TeilnehmerInnen waren sich einig darü-
ber, dass die Evangelische Kirche in
Deutschland und der Oekumenische
Rat der Kirchen derzeit nicht in der
Lage sind, sich in ein kritisches Ver-
hältnis zu den globalen Problemen zu
setzen und prophetische Positionie-
rungen einzunehmen.
In der „Casa Común“ haben stimulie-
rende und auf blinde Flecken in den
ökumenischen Bewegungen hinweisen-
de Anregungen und Auseinanderset-
zungen stattgefunden. „Wir brauchen
neben allem anderen auch ‚kulturelle
Revolutionen‘, die nur gemeinsam
erobert werden können. Unterhalb des-
sen wird es nicht wirklich vorwärtsge-
hen. Dabei haben wir die Impulse von
Papst Franziskus auf seinem einzigarti-
gen Weg mit den globalen sozialen
Bewegungen als Wegbereiter und
Verbündeten noch viel mehr zu nut-
zen.“
„Wir organisierten wirklich eine „Casa
Común“ untereinander und mit der
belebten und unbelebten Natur, in dem
das gemeinsame Leben für einige
Augenblicke, Stunden und Tage ange-
reichert und prall geworden ist. Dazu
wurde eine gemeinsame Küche und
eine Art rotierendes Bet- und Lehrhaus
der Bewegungen aufrechterhalten. Es
gab mehr als 50 hochkarätige



gen kann die Vollver-
sammlung nicht leisten,
da müssen wir uns auf
den Weg machen! Es gab
eine Zeit, in der die öku-
menische Bewegung die
Sozialen Bewegungen
inspiriert hat. Heute
muss es andersherum
sein: Die Kirchen müssen
sich von den Sozialen
Bewegungen anstiften
lassen. In der Ökumene
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Workshops zu Heilung und Befreiung,
Weltfrauenmarsch, Kapitalismusüber-
windung, Migrationscharta- und
Migrationsregime, Feminizide und
Kirchenzukunft. Dabei wurden beste-
hende und kommende Kämpfe weiter-
geführt, auf denen die Expansions- und
Abwälzungsnotwendigkeiten des religi-
onsgleichen Neo-Kapitalismus wirklich
ernsthaft zur Disposition gestellt wor-
den sind.  Fünf großartige Ausstellun-
gen und Mittagskonzerte der koreani-
schen Pianistin You Kyong Kim säum-
ten unseren Weg.“ 
„Die Zivilisation will bis 2050 neu
erfunden werden – und die Rück-
schritte auf vielen Ebene verweisen uns
unmittelbar zurück auf die Verwurze-
lung in der Verarbeitungsliteratur der
Bibel wie sie sich dort in prophetischen
Minderheiten und den großen bibli-
schen Erzählbögen abbildet.“
„Wo stehen wir? Was brauchen wir?
Auf jeden Fall wohl mehr postkoloniale
Körper- und Traumarbeit und kollekti-
ve Ermächtigung in Kunst/Kultur in
unseren politischen und theologischen
Arbeits- und Lebenszusammenhängen.
Sonst wünscht sich, wie schon Franz
Fanon wusste, der Kolonisierte am
Ende nichts sehnlicher als selbst zum
Kolonisator zu werden, sobald das
möglich wird.
Mit wem aber bilden wir ernst
gemeinte persönliche und gemein-
schaftliche Lernpartnerschaften für die
entscheidenden nächsten drei, im wei-
teren Sinne vielleicht noch zehn Jahre
im Anthropozän und den immer dra-
matischer auf uns zukommenden
Grenzen?“
PETER SCHÖNHÖFFER (redigiert)

Weitere Stimmen

Leonardo Schindler, Präsident der
Evangelischen Kirche am Rio de la
Plata aus Argentinien und Delegierter
bei der Wltkirchenratsvollversammlung,
unterstrich auf dem Podium: „Eine
Versammlung wie die des OeRK kann
nur ein Fußtritt für uns sein, die globa-
len Probleme der Welt anzupacken.
Eine ernsthafte Arbeit an Veränderun-

® Rhein-Mosel-Saar
Der Glaube stört

Der Glaube stört. So ließe sich das
Fazit des Vortrags von Herbert
Böttcher bei der Casa Común formulie-
ren. Hintergrund der Aussage ist der
Prozess des Bekennens, der vom
Weltrat der Kirchen und vom
Reformierten Weltbund in den 1990er
Jahren auf den Weg gebracht worden
war. Das Glaubensbekenntnis der
Kirchen sollte angesichts der
Zerstörungsdynamik des Kapitalismus
und seiner Ideologie des ‚Totalen
Marktes‘ buchstabiert werden. Davon
war bei der Versammlung des Weltrates
der Kirchen in diesem Jahr fast nichts
zu hören. In seinem Vortrag stellt
Böttcher die weitgehende Ignoranz der
Kirchen gegenüber der immer dringli-
cher werdenden Kritik des Kapitalismus
in den Zusammenhang kirchlicher
Reformbemühungen, die darauf zielen,
sich als ‚unternehmerische Kirchen‘ ver-
lorenes Terrain zurück zu gewinnen.
Genau dabei stören die Inhalte des
Glaubens, die untrennbar mit dem
Schrei nach Rettung, Kritik von
Herrschaft und der Suche nach Wegen
der Befreiung verbunden sind.
Stattdessen geht es den Kirchen vor
allem darum, ReligionskundInnen in
ihrem Bedarf an Spiritualität,
Sinnstiftung, entlastender Esoterik,
Ablenkung durch Event und Spektakel
zu erreichen. 
Anknüpfend an Walter Benjamins
Rede vom „Kapitalismus als Religion“
macht Böttcher den Fetischcharakter
des Kapitalismus deutlich. Dieses öko-
nomische System unterwerfe den
Globus dem irrationalen Zweck der
Vermehrung von Geld/Kapital um sei-
ner selbst willen. Dies sei immer mit der
Vernichtung von Menschen und der
Zerstörung der Schöpfung verbunden.
Angesichts der aktuell sich zuspitzen-
den Krisen (Hunger, Flucht, Kriege,
Zerstörung der Schöpfung) wird unver-
kennbar, dass die Grundlagen allen
Lebens zerstört werden. Es sind Krisen,
deren Ursachen und Verlauf davon
geprägt sind, dass der Kapitalismus auf
seine inneren und äußeren Schranken
stößt: Mit dem Zwang Arbeit durch
Technologie zu ersetzen, untergräbt er
seine Fähigkeit, Kapital zu akkumulie-
ren; mit dem Zwang, auch in der Krise
noch zu wachsen, zerstört er die natür-
lichen Grundlagen des Lebens. 
Die Herausforderung für die Kirchen
besteht darin, sich diesen Zusammen-
hängen zu stellen statt als ‚unternehme-
rische Kirchen‘ kapitalistisch mitzuspie-
len und an der vor allem krisenbedingt
steigenden Nachfrage nach spirituell-
therapeutischer Nachfrage noch zu pro-
fitieren. In dieser Situation heißt

darf es nicht nur um die Kirchen gehen,
sondern um eine neue Organisierung
des Zusammenlebens.“

Hindernis Konsensualität

Es sei eine herausfordernde Aufgabe
der OeRK-Vollversammlung, so
Schindler, Menschen aus 350 Mit-
gliedskirchen im Blickpunkt der
Weltöffentlichkeit zu versammeln.
„Gerade wegen dieses weltweiten
Interesses werden die Wort-beiträge
und die Verlautbarungen sorgfältig
abgewogen und auf Konsensua-lität
geprüft. Was dem nicht entspricht, wird
zur Seite geschoben. Themen wurden
beschrieben aber nicht analysiert und es
folgt keine Positionierung zu Ursachen
und Akteuren dieser Konfliktfelder:
Über die Probleme der Klimakatastro-
phe wird viel gesprochen aber sie wird
nicht als Produkt des Kapitalismus cha-
rakterisiert“, analysierte Leonardo
Schindler.

Beat Dietschy von der Schweizer
Zeitschrift „Neue Wege“, der die
Vollversammlung sowie die Casa
Común begleitete, unterstrich: „Es gibt
eine Konfliktkontrolle innerhalb der
ökumenischen Bewegung und dies ist
ihr Niedergang. Eine ökumenische
Bewegung darf in Zukunft nicht mehr
auf interkonfessionellen Dialog
beschränkt sein, sondern sie muss sich
der Herausforderung stellen, dass diese
Welt bewohnbar bleibt. Die Krise
besteht in den Kirchen des Nordens,
ihre Institutionen zu erhalten und sich
dadurch zugleich von den eigenen
Quellen zu entfernen.“ Viele im OeRK
seien überfordert mit den Problemen,
die es anzugehen gelte. Sie befänden
sich in einer Wüste. Die Casa Común
habe Dietschy als eine Oase erlebt.

Gert Rüppell meinte: Was auf dem
Vollversammlungsgelände in der ‘Net-
working Zone’ geschah, hat "wohlan-
ständige Ethik" verbreitet und keine
wirklichen Diskussionen und Alternati-
ven geliefert.
Kontakt: Casa Comun, c/o Martin Gück,  Tel.:
06221/800255, mobil: 0176/54471059, E-Mail:
gueck@kairoseuropa.de, Web: https://www.casa-
comun-2022.de & https://www.kairoseuropa.de
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Die Casa Común hört einen Bericht von
Ulrich Duchrow 
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Bekenntnis des Glaubens, zwischen
Gott und Götzen zu unterscheiden.
Genau das beinhaltet einen Bruch mit
dem „Kapitalismus als Religion“ und
zugleich einen Bruch mit der Funktion
der Kirchen, allgemein religiöse
Funktionen zu übernehmen und ohne
gesellschaftskritische Reflexion den
Platz einzunehmen, der ihnen gesell-
schaftlich zugewiesen ist: Sinn zu stif-
ten, ohne den Unsinn der gesellschaft-
lichen Verhältnisse zu reflektieren.
Kontakt: Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar e.V.,
c/o Pfarrgemeinde St. Franziskus, Dominic Kloos,
Fröbelstr. 9, 56073 Koblenz, Tel.: 0261/89926284,
E-Mail: info@oekumenisches-netz.deP

® Netzwerk Friedenssteuer

.

Unterstützung für ‚Sicherheit neu
denken‘

Die Idee der Zivilsteuer - also der
Friedenssteuer - zieht am gleichen
Strang wie das badische Konzept
„Sicherheit neu denken“. Dem hat sich
das Netzwerk Friedenssteuer ange-
schlossen. Wegen der Debatte um die
nukleare Teilhabe wurden Rolf
Mützenich, die Grünen und der
Verteidigungsausschuss mit diesem
Anliegen angeschrieben. Schließlich
beschloss jedoch der Bundestag das
gegenteilige 100-Milliarden-Euro-
Sondervermögen für militärische
Zwecke. Die „Kirchen auf dem Weg
des gerechten Friedens“ bringen das
Umlenken des Steuerflusses immer
noch nicht in ihre Debatten ein. 
Einige Unterstützer äußerten sich
dazu. „Das Thema Zivilsteuer gehört ja
als Bestandteil einer Steuerreform zu
den Anliegen der großen Transfor-
mation, also des ganz großen Rades
eines gesellschaftlichen Umbaus, mög-
lichst weltweit“, schreibt dazu Jörgen
Klußmann von der Evangelischen
Akademie im Rheinland dem Netz-
werk. 
Wolfgang Krauß wünscht sich „eine
geschwisterliche Einladung an die
Mitgliedskirchen des OeRK, ihre
Glieder dazu aufzurufen, jeden Kriegs-
dienst und jede Kriegsvorbereitung zu
verweigern. Das betrifft auch die
Steuerfinanzierung der staatlichen
Rüstung“. Die theologische Begründ-
ung findet sich im neuen Friedenssteu-
ernetzwerk-Reader „Einführung einer
Zivilsteuer-Regelung“. (Bestellung:
brammer@ friedenssteuer.de)
Ein Regionaltreffen Südwest ist
geplant für Samstag 8. Oktober 2022,

10 – ca. 13 Uhr in Freiburg-Stühlinger.
Die bundesweite Herbsttagung findet
statt am 14.10. – 16.10.2022 in der
Bad Hersfelder Jugendherberge.
Kontakt: Netzwerk Friedenssteuer e. V., Raidinger
Straße 9a, 81377 München, E-Mail info@friedenssteu-
er.de

® Ohne Rüstung leben

Bekenntnis zum Gewaltverzicht ver-
langt

Mehr als 5.100 Menschen hatten einen
Friedensappell an die einladenden
Kirchen der 11. OeRK-
Vollversammlung unterzeichnet. Dieser
Appell mit dem Titel "Krieg soll nach
Gottes Willen nicht sein" fordert von
den Kirchen aus Deutschland, der
Schweiz und Frankreich unter anderem
eine klare und öffentliche Posi-tionie-
rung für einen umgehenden Beitritt
ihrer Länder zum UN-Atomwaffenver-
botsvertrag und für eine Umwidmung
von Rüstungsausgaben zugunsten einer
sozialen, friedensfördernden und klima-
gerechten Gesellschaft. Verlangt wird
ein Stopp der Exporte von
Rüstungsgütern, insbesondere Klein-
waffen, sowie eine Umwidmung der
Rüstungsausgaben in Milliardenhöhe
zugunsten eines "sozialen, friedensför-
dernden und klimagerechten Umbaus
der Gesellschaft". Die Unterzeichnen-
den wollen den Angaben zufolge auch
erreichen, dass die Kirchen sich "unein-
geschränkt" zu ökumenischen und
kirchlichen Friedensinitiativen beken-
nen.
Kontakt: Ohne Rüstung Leben, Arndtstraße 31,
70197 Stuttgart, Tel. 0711/608396, E-Mail
orl@gaia.de

® Kirchlicher Aktionstag gegen
Atomwaffen

Beitritt zum UN-Atomwaffenverbots-
vertrag gefordert

In einer Botschaft hatten sich die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des
5. Kirchlichen Aktionstags gegen
Atomwaffen in Büchel an die in
Karlsruhe im September tagende

Vollversammlung des OeRK gewandt
und die dort zusammenkommenden
Kirchen dazu aufgefordert, sich gegen-
über ihren jeweiligen nationalen
Regierungen für den Beitritt zum UN-
Atomwaffenverbotsvertrag zu engagie-
ren sowie sich im Geiste Jesu für ein
neues sicherheitspolitisches Denken
und eine friedenslogische Politik einzu-
setzen. „Wir glauben, dass wir
Christinnen und Christen in der
Nachfolge Jesu eine ganz besondere
Verantwortung für den Frieden
haben“, so die Botschaft vom 25. Juni
2022 , die von den Teilnehmerinnen
und Teilnehmern des 5. Kirchlichen
Aktionstages in Büchel unterschrieben
wurde. 
Das Ziel müsse sein, Friedenspolitik
vom Ziel des Friedens her zu denken
und zu gestalten. „Konfliktursachen
müssen an den Wurzeln zivil bearbeitet
werden“, heißt es in der Botschaft an
die „Glaubensgeschwister bei der 11.
Vollversammlung des Oekumenischen
Rates der Kirchen in Karlsruhe“. Auch
für die verfahrene aktuelle Kriegssitua-
tion in der Ukraine könnte auf diesem
Weg eine für alle Beteiligten akzeptable
Regelung gefunden werden, betont die
Botschaft aus Büchel. Und sie macht
auch deutlich: „Die beim Ukrainekrieg
verbundene Eskalationsgefahr zeigt die
Dringlichkeit eines weltweiten Atom-
waffenverbots.“ 
Kontakt: Ulrich Suppus, Hauptstr 32, 56290
Buch/Hunsrück, Telefon 06762/4489 Dr. Dirk-M.
Harmsen, Bertha-von-Suttner-Str. 3a, 76139
Karlsruhe, Telefon 0721/685289, http://www.kir-
chengegenatomwaffen.wordpress.com

® Evangelische Friedensarbeit

Militär verstärkt Klimakrise

Kriege hinterlassen verbrannte Erde,
Munitionsreste lagern noch lange nach
Kriegsende auf dem Meeresboden oder
auf Landflächen, Militärfahrzeuge ver-
brauchen Unmengen an Treibstoff,
auch in Manövern: Das Militär hat gra-
vierende Auswirkungen auf den
Klimawandel, nicht nur im Krieg, son-
dern auch in Friedenszeiten. Darauf
machte ein Workshop der Evangeli-
schen Friedensarbeit im Rahmenpro-
gramm der Vollversammlung des
OeRK in Karlsruhe im Zentrum für
Frieden und Gerechtigkeit aufmerksam. 
„Es ist die Aufgabe der Kirche, die Welt
zu erhalten und die Schöpfung zu
bewahren. Darum müssen wir noch
mehr auf dieses Problem aufmerksam
machen“, forderte dabei Pfarrer Dr.
John C. Dorhauer, Präsident der US-
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len Stellen weltweit differenzierte öku-
menische Bildungsarbeit stattfindet. So
geschieht Laienfortbildung nach wie
vor in den Akademien und Bildungs-
zentren, auch sind viele Zentren mit
sozialen Schwerpunkten wie etwa
ARCHE ökumenisch (transkonfessio-
nell) ausgerichtet. Die Weltgebetstags-
Arbeit mit ihren Perspektiven in Kirche,
Ökumene sowie interreligiöse Dialoge
und Schulungslager für junge
Menschen, sind solche Beispiele. Viele
Mitgliedskirchen bieten Bildungspro-
gramme an, bedürfen jedoch eines
Koordinierungsdialoges, wie ihn ein
Bildungsprogramm im OeRK leisten
könnte, um gegenseitig Ideen und
Erfahrungen auszutauschen. 
In vielen Gemeinden haben sich
Gruppen zusammengefunden, die
Nachhaltigkeit im Gemeindeleben zu
fördern versuchen. Viele Gemeinde-
glieder beteiligen sich an zivilen
Projekten wie z. B. ‘Fridays for Future’.
Zentral bleibt jedoch eine Rückfütte-
rung in das Selbstbewusstsein, die
Identität der Ortsgemeinde und der
Lokalkirche. Hierzu müssen Initiativen
in Synoden und regionalen Kirchen-
tagen gestartet werden. 

Ökumenische Bildung verändert die
Menschen: „Sie denken anders, fühlen
anders, sie handeln anders, sie streiten
anders, geben ihre Geld anders aus,
ihre Wertskalen und Prioritäten
haben sich geändert“. (Ernst Lange)

Wiederbelebung der Laienbildung

Der Workshop diskutierte auch, wie
mit dem Widerspruch von strukturel-
lem Abbau und Einzelinitiativen in
Gemeinden umgegangen werden sollte.
Der Freundeskreis hatte zur Vollver-
sammlung einen „Call“ mit der Bitte
um Wiederbelebung der Laienbildung
artikuliert und versucht in den Prozess
der Beschlussfassung einzubringen. Es
wurde jedoch im Verlauf der Diskus-
sion deutlich, dass die Chancen darauf,
den Abbau rückgängig machen zu kön-
nen, als gering eingeschätzt wurden, da
der OeRK in wachsendem Maße keine
Mittel bekommen wird, um vorhande-
ne Strukturen entsprechend zu erwei-
tern. Vielmehr sollte an die Mitglieds-
kirchen und hier in Deutschland
sowohl regional wie zentral, appelliert
werden, die Ökumene zu einem
Schwerpunkt ihrer eigenen Bildungs-
arbeit (Konfirmanden-, Religionslehrer-
ausbildung u.ä) zu machen, mit der
Kirche sich primär an die Mehrzahl der
Christen in Gemeinden, die Laiinnen
und Laien richtet. Gemeinden dürfen
sich heute, nicht nur wegen der
Flüchtlingsfragen, sondern auch wegen
interreligiöser Migration, nicht auf sich

amerikanischen United Church of
Christ (UCC), in Karlsruhe. Und
Michael Kettelhoit, Referent bei der
Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für
Kriegsdienstverweigerung und Frieden
(EAK), der sich schon lange mit dieser
Thematik befasst, machte deutlich:
„Gerade die Kirchen können nicht nur
mit der Politik, sondern auch mit den
Menschen ins Gespräch kommen und
für diese Thematik sensibilisieren.“
Das Militär gehört zu den größten
CO2-Emittenten weltweit. Es ist ein
Aspekt beim Klimawandel, der nur
wenig in den Blick genommen wird,
meinte Daniel Untch vom Zentrum
Ökumene der Evangelischen Kirche in
Hessen-Nassau und der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck, der die
Veranstaltung moderierte. 
„Schon während eines Krieges sind
die Folgen für das Klima immens“,
mahnte Michael Kettelhoit. Panzer und
Flugzeugen würden riesige Mengen an
Treibstoff verbrauchen, Öltanks wür-
den in Flammen aufgehen bei
Angriffen. Und nach dem Krieg seien
große Flächen, die dringend benötigt
würden, nicht mehr zu nutzen, mahnte
der EAK-Referent. Sei es durch
Kriegsschäden, durch Minen oder kon-
taminierte Böden. „Und die Überreste
des Krieges belasten noch Jahrzehnte
Menschen und Umwelt“, fügte er
hinzu und verwies auf Bomben aus dem
Zweiten Weltkrieg, die nach
Kriegsende in der Nord- und Ostsee
versenkt wurden und nun drohen,
Schäden anzurichten. 
„Das Militär gehört zu den großen
Klimasündern“, unterstrich auch John
Dorhauer nachdrücklich. Die
Vereinigten Staaten würden weltweit
mehr als 700 Militärbasen unterhalten. 
Was könnte hier die Aufgabe und die
Rolle der Kirchen sein? „Wir müssen in
unseren Gottesdiensten, in unseren
Veranstaltungen, in der Gesellschaft
immer wieder über dieses Thema reden
und darauf aufmerksam machen“, war
John Dorhauer überzeugt. Und gerade
auch unter Jugendlichen sei eine ver-
stärkte Friedensbildung nötig. „Doch
das ist ein langer Weg“, befürchtete der
Präsident der UCC.
„Und trotzdem sollten wir damit star-
ten“, unterstützte ihn darin Michael
Kettelhoit. Denn: „Wir brauchen hier
die Menschen, um etwas zu ändern“.
Beide betonten auch, dass gerade die
Vollversammlung des OeRK hier auch
ein gutes Forum für ein solches Thema
sei. „Hier können die Kirchen aus aller
Welt ins Gespräch kommen, dieses
Thema aufgreifen und dann zu Hause
weitertragen“, so John Dorhauser.
Kontakt: Evangelische Friedensarbeit, Endenicher
Straße 41, 53115 Bonn, Tel.: 0228/ 24999-0, E-Mail:
office@evangelische-friedensarbeit.de, www.evangeli-
sche-friedensarbeit.de 

® Freundeskreis des Plädoyer
für eine ökumenische
Zukunft

Ökumensche Laienbildung 

Der Freundeskreis hat im Zusammen-
hang mit der 11. Vollversammlung des
OeRK am 3. September seinen Bil-
dungsworkshop zu ökumenisch verant-
wortetem Lernen im Casa Común -
Haus (Stadtkloster St. Franziskus)
abgehalten. Zu Beginn gab es einen
„Moment der Stille im Gedenken an
führende Lainnen und Laien der öku-
menischen Bewegung“. 
Zunächst haben Gert Rüppell und
Werner Gebert den zunehmenden
Abbau der ökumenischen Bildungs-
arbeit im OeRK dargestellt, darunter
die Sonntagsschularbeit, die Aufbau-
lager und die Laien-Fortbildungskurse
(CLLT). Dieser Rückgang, der vor
allem wegen zurückgehender Zuschüs-
se der Mitgliedskirchen vorgenommen
werden musste, hat den Bekanntheits-
grad des OeRK und seiner Programme
erheblich eingeschränkt. Er ist aber
auch Ausdruck programmatischer
Konzentration der Bildungsarbeit des
OeRK auf den akademischen Bereich
(Bossey). Die Mehrzahl der Christen
weiß nichts über die ökumenische
Bewegung, über die Wichtigkeit der
Katholizität unseres Glaubens. Damit
ist aber auch, gerade auch in deutschen
Gemeinden, das Kirchenverständnis auf
das Parochiale zusammengeschrumpft.
Ein Bewusstsein für die christliche
Identität im Horizont „Einheit der
Menschheit und Einheit der Kirchen“
ist weitgehend verschwunden. Das
Plädoyer für eine ökumenische Zukunft
war besonders über seine Sommeruni-
versitäten stets bemüht in Deutschland
einem solchen Trend entgegenzuwir-
ken. Als einen unserer neueren Ansätze
hat der Freundeskreis in den letzten
Monaten eine umfangreiche Website
zur ökumenischen Bildung erstellt. Sie
enthält deutsche und englische Texte
und ist zu finden unter www.freundes-
kreis-plaedoyer.de.
Die Teilnehmenden am Workshop,
darunter der württembergische Altlan-
desbischof Eberhardt Renz, und
Günther Rath, der viele Jahre in Genf
für die Finanzen zuständig war, bestrit-
ten zwar nicht den geschilderten Abbau
der Bildungsarbeit, verwiesen aber mit
Beispielen aus der eigenen Arbeit und
Erfahrung auf die Tatsache, dass an vie-



® Europäischer Kirchentag 

Mit Charta Oecumenica 2026

Die ‘European Christian Convention’
(ECC) hat auf ihrer Sitzung am 29.
August eine Teilnahme der 4.
Versammlung der ‘Charta Oecumenica’
in Augsburg 2026 geplant. Unter dem
Vorsitz von Sven Giegold soll eine offe-
ne Plattform für Christen aller
Denominationen und europäischer
Länder angeboten werden, die Raum
für kritische Stimmen aus der
Zivilgesellschaft lässt. Für weitere
Vorhaben haben positive Vorgespräche
mit der KEK (Christian Krieger) und
der CCEE (Kardinal Hollerding) statt-
gefunden, wie Dr. Wolfgang Thon für
die Stiftung Oekumene aus der
Mitgliederversammlung in Bruchsal bei
Karlsruhe berichtet.
Kontakt: ECC, c/o Peter Annegarn, Boulevard L.
Mettewie, 96/47, 1080 Brüssel, Belgien, E-Mail anne-
garnpeter@hotmail.com, mail@european-christian-
convention.eu

® Evangelische
Arbeitsgemeinschaft für
Kriegsdienstverweigerer

Recht auf Kriegsdienstverweigerung
in vielen Ländern verhindert

In vielen Ländern der Welt wird das
Recht auf Kriegsdienstverweigerung
verhindert oder stark eingeschränkt.
Darauf wiesen die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer eines Workshops der
Evangelischen Friedensarbeit im
Rahmenprogramm der OeRK-
Vollversammlung hin.
„Kriegsdienstverweigerung ist ein
Menschenrecht“, erinnerte Zaira
Zafarana. Die Italienerin ist seit 2017
offizielle Vertreterin des ‘Internatio-
nalen Versöhnungsbundes ‘bei den
Vereinten Nationen in Genf. Im
Mittelpunkt ihrer Arbeit steht die
Kriegsdienstverweigerung aus Gewis-
sensgründen. Dieses Grundrecht habe
die Menschenrechtsdeklaration ebenso
festgestellt wie viele andere völkerrecht-
liche Vereinbarungen. „Das bedeutet,
hier äußern Menschen nicht einen
Wunsch, hier nehmen sie ein Recht
wahr“, betonte sie.
Dennoch würde dies von vielen
Staaten missachtet, junge Menschen
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selbst konzentrieren; sie muss aus den
Erfahrungen der Menschheit und der
Weltchristen-heit lernen, die ganze
Welt mit ihren Problemen und
Herausforderungen in den Blick zu
nehmen. “Denn Gott hat die Welt
geliebt” (Joh. 3,16).
Der Freundeskreis beabsichtigt, im
Nachklang zu diesem Workshop ein in
Karlsruhe bereits begonnenes Ge-
spräch mit den Evangelischen Akade-
mien zu führen, um Aktionsmöglich-
keiten auszutesten. Darüber hinaus
wird im Oktober ‘Pro Oekumene’ ein
Heft über die Vollversammlung in
Karlsruhe herauszubringen, bei dem die
Bildung auch eine wichtige Rolle spie-
len wird.
WERNER GEBERT
Kontakt: Oekumenisches Netz in  Deutschland, c/o
Kommunale Oekumene, Berlin-Treptow-Köpenick,
Rudower Str, 23, 12557 Berlin, E-Mail infor@kom-
munale-oekumene.de

® Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen (ACK)

Künftig „ChristInnentage“?

Nach Ende des Katholikentages 2022
hat die Arbeitsgemeinschaft Christlicher
Kirchen in Deutschland (ACK) für die
Zukunft gemeinsame „ChristInnen-
tage“ unter Beteiligung aller Konfes-
sionen angeregt. 
Ökumene stelle eine enorme
Ressource für die christlichen Kirchen
dar. Dies betonte der Vorsitzende der
ACK, der der Griechisch-orthodoxe
Erzpriester Radu Constantin Miron.
Die bisherigen drei Oekumenischen
Kirchentage wurden allein vom Deut-
schen Evangelischen Kirchentag
(DEKT) und dem Zentralkomitee der
deutschen Katholiken (ZdK) organi-
siert. 
Mehrere Vorschläge befassen sich
zunächst mit einem Zusammenführen
von Evangelischen Kirchentagen und
Katholikentagen als Zeichen für ein
gemeinsames christliches Zeugnis in
Mitteleuropa.
ZdK-Generalsekretär Marc Frings
hatte bereits auf dem Stuttgarter Ka-
tholikentag im Juni von Überlegungen
für einen vierten Oekumenischen
Kirchentag berichtet.  
Zu klären ist dann die Frage nach der
Offenheit für die Beteiligung von
Basisinitiativen.
Kontakt: Arbeitsgemeinschaft Christlicher Krchen in
Deutschland (ACK), Ludolfusstraße 2-4, 60487
Frankfurt, Tel.: 069/24 70 27, E-Mail:  info@ack-
oec.de,  www.oekumene-ack.de

würden aus diesem Grund fliehen, so
beispielsweise aus Eritrea, ohne dass
dies gerade in Europa als Asylgrund
anerkannt werde, kritisierte Zaira
Zafarana. In Südamerika würden junge
Menschen, die keinen Militärdienst
geleistet hätten, keinen Zugang zur
öffentlichen Verwaltung erhalten, in
der Türkei hätten Kriegsdienstverwei-
gerer keinerlei politischen Rechte.
Auch im Krieg in der Ukraine würde
dies eine wichtige Rolle spielen. „In der
Ukraine wollen viele junge Männer
nicht Soldat werden; dies wird ihnen
verweigert, die Ukraine hat das Recht
auf KDV mittlerweile suspendiert. Jetzt
besteht hier keine Möglichkeit mehr,
den Dienst zu verweigern“, erläuterte
Zaira Zafarana. Die Situation in Russ-
land sei nicht anders, zumal hier
Berufssoldaten betroffen seien.
Ein Land, in dem sich die Situation
mittlerweile positiv verändert hat, ist
Südkorea. Hier hatte es bei der vergan-
genen OeRK-Vollversammlung im
koreanischen Busan 2013 eine heftige
Diskussion über dieses Thema gegeben,
wie der frühere EKD-Friedensbe-auf-
tragte Renke Brahms berichtete. „Die
Kirchen in Korea wollten dieses Thema
nicht aufgreifen, eine Diskussion darü-
ber war für sie unverständlich“.
Doch da hat sich einiges getan.
„Mittlerweile gibt es hier eine Alterna-
tive für junge Menschen zum
Militärdienst“, berichtete Jinsu Kim
von der Presbyterianischen Kirche in
Südkorea. Statt zwei Jahren Militär-
dienst können Männer hier nun drei
Jahre Dienst in Gefängnissen oder
Haftanstalten leisten. Früher mussten
in Südkorea Kriegsdienstverweigerer für
18 Monate in Haft. 
„Es ist oft so, dass in vielen Ländern
Militär eine große Tradition hat oder
auch eine militärfreundliche Kultur
herrscht. Hier müssen wir auch dage-
gen arbeiten und eine Zivilkultur för-
dern“, sagte Zaira Zafarana. Dies sei
auch eine wichtige Aufgabe der
Kirchen, meinten viele Teilnehmende
des Workshops im Zentrum für Frieden
und Gerechtigkeit in Karlsruhe. Eine
Forderung, die Renke Brahms unter-
stützte. „Gerade die deutschen Kirchen
haben hier, nicht zuletzt vor dem
Hintergrund der deutschen Geschichte,
eine Verpflichtung, dieses Thema auf-
zugreifen und immer wieder anzuspre-
chen“, so der frühere EKD-Friedens-
beauftragte.
In der Schlussbotschaft der OeRK-
Vollversammlung wird wie in
Stellungnahmen früherer Jahre das
Recht auf KDV erneut eingefordert.
Kontakt: Evangelische Arbeitsgemeinschaft für
Kriegsdienstverweigerung und Frieden (EAK),
Endenicher Straße 41, 53115 Bonn, Tel.: 0228/
24999-0, E-Mail: office@eak-online.de, www.eak-
online.de
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume -
nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o Michael Kappus
Tölzer Str. 7, D-81379 München
www.oekumenisches-netz-bayern.de

Berlin
Kommunale Oekumene Treptow-Köpenick
Dr. Klaus Wazlawik
Rudower Straße 23, D-12557 Berlin
Tel.: 0 30/46734594
klaus.wazlawik@gmx.de

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin
Tel.: 0 30/4208202-0
Fax: 0 30/4208202-10

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Hermann de Boer
Masurenstr. 9b
D-31832 Springe

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg
Tel./Fax: 04 41/2489524

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)
Referat Konziliarer Prozess
Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer
Tel.: 0 62 32/6715-0
Fax: 0 62 32/6715-67
info@frieden-umwelt-pfalz.de

Die Stiftung Oekumene plant die
Herausgabe eines elektronischen

NEWSLETTER

Er soll mehrfach pro Jahr erschei-
nen. 

Wer an einem kostenfreien Bezug
interessiert ist, möge seine E-Mail-
Adresse senden an
ecunet@t-online.de            

Betreffzeile: Bezug OID Newsletter

Nördliches Rheinland-Pfalz und Saarland 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos 
c/o Pfarrgemeinde St. Franziskus
Fröbelstr. 9, D-56073 Koblenz
www.oekumenisches-netz.de

Rheinland

Solidarische Kirche im Rheinland
c/o Rita Horstmann, Deutz-Mülheimer-
Str. 199,  D-51063 Köln,
soki.rheinland@arcor.de, www.solidarische-
kirche.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2
D-39104 Magdeburg
Tel.: 03 91/5346-4 93
Fax: 03 91/5346-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7
D-01067 Dresden
Tel.: 03 51/4923368
oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe,Annette Muhr-Nelson, Olpe 35 
D-44135 Dortmund
Tel.: 02 31/5409-72
Fax: 02 31/5409-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer
Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg
Tel.: 0 23 73/1768835
muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12
D-74348 Lauffen am Neckar
Tel.: 0 7133/21068

Oekumenisches Netz in Deutschland
Geschäftsstelle der kommunalen Oekumene
Treptow-Köpenick 
Dr. Klaus Wazlawik, Rudower Str. 23
D-12557 Berlin, Tel.: 0 30/46734594
info@kommunale-oekumene.de
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zur Förderung der
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Unterstützen Sie die Initiativen für
Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung über die
gemeinnützige Stiftung Oekumene
als Plattform für vielfältige Projekte

Stiftung Oekumene

Konto bei der Evangelischen Bank
IBAN DE38 5206 0410 0000 4141 90

Spendenbescheinigungen versenden wir ab 
50,– Euro pro Jahr. Dafür wird die Adresse
benötigt.

Möchten Sie die Zeitschrift

regelmäßig erhalten? 
Nur 10,– Euro im Jahr! 
Eine kurze Mitteilung per E-Mail
oder Post genügt.

Stiftung Oekumene, 
Lindenspürstr. 30, 70176 Stuttgart,
ecunet@t-online.de
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